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Kommission  
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Die Bürger-Initiative „Right2Water“ ist erbost: Knapp zwei Millionen Menschen haben eine 
Petition unterschrieben, der zufolge Wasser zum Menschenrecht erklärt werden sollte. Die EU 
blockt jedoch ab. Offenbar taktiert die Kommission wegen des Freihandelsabkommens TTIP: 
Der Verkauf ihrer Wasserbetriebe käme manch einer verschuldeten Kommune gerade recht.  

 

 

Die EU-Bürokratie weigert sich, das Anliegen der Petition “Recht auf Wasser” ernst zu nehmen. Obwohl 
Millionen Bürger unterschrieben hatten, hatte die EU nicht mehr zu sagen als: Wir gratulieren Ihnen zu Ihrem 
Engagement. (Foto: consilium) 

Die europäische Bürgerinitiative „Right2Water“ ist erbost: Die EU-Kommission ignoriert 
den ausdrücklichen politischen Wunsch von 1,9 Millionen Bürgern. Sie hatten sich in einer 
Petition dafür ausgesprochen, das Recht auf Wasser als Menschenrecht zu verankern. 

Doch die EU zeigt den Bürgern die kalte Schulter. 

Die Initiatoren der Kampagne „Right2Water“ sehen sich durch die Kommission getäuscht. 
Die deutsche Koordinatorin der Initiative, Clivia Conrad, sagte den Deutschen Wirtschafts 
Nachrichten, dass Brüssel die Verantwortung an die Nationalstaaten abschiebe – um sich den 
Konflikt zu ersparen. 

„Die EU beruft sich immer dann auf das Prinzip der Subsidiarität, wenn es ihr politisch 
in den Kram passt“, sagte Conrad, Bundesvorstand von Verdi und Leiterin der 
Bundesfachgruppe Wasserwirtschaft. „Wasser ist keine Ware und deshalb haben Marktregeln 
dort auch nichts verloren“, so Conrad weiter. 



„Der Reaktion der EU-Kommission ist wenig ambitioniert darin, den Erwartungen von 1,9 Millionen Menschen 
gerecht zu werden“, sagt Jan Willem Goudriaan, Vize-Präsident der Bürgerinitiative „Right2Water“. „Ich bedauere, 
dass es keine Gesetzesvorschlag für die Anerkennung des Menschenrechts auf Wasser gibt“, so Goudriaan weiter. 

Mit Hinblick auf das geplante Freihandelsabkommen TTIP vermeidet es die Kommission, 
eine klare Stellungnahme zur Privatisierung von Wasser vorzunehmen. 

„Ja, die Kommission sagt, dass sie uns unterstützt und behauptet, dass sie die Wasser 
Ressourcen nicht privatisieren wird. Aber warum schreibt sie das nicht in einen 
Gesetzestext? Wenn sie wirklich so unterstützend wäre, warum macht sie es nicht Schwarz 
auf Weiß?“, sagte Pablo Sanchez, der Sprecher der Initiative „Right2Water“, auf Anfrage der 
Deutschen Wirtschafts Nachrichten. 

Sven Giegold, EU-Abgeordneter der Grünen, befürchtet, dass das Verhalten der EU-
Kommission den Bürgern jede Hoffnung auf eine echte europäische Demokratie nimmt „Der 
Umgang mit dieser ersten erfolgreichen Europäischen Bürgerinitiative ist ein Schlag ins 
Gesicht der Bürger“, so Giegold. 

Die EU-Kommission  verweigert jede Gesetzesinitiative und erklärt das Volksbegehren mit 
ihrer Stellungnahme für erledigt. 

„Wir werden keine Gesetzgebung vorschlagen, die die Mitgliedstaaten verpflichtet zu sagen, 
dass Wasser ein Menschenrecht ist“, sagte ein Mitarbeiter der Kommission auf der 
Pressekonferenz. 

Die EU-Kommission betonte, dass sie auch bei einer erfolgreichen Bürger-Initiative -also 
mehr als einer Million Unterschriften aus mindestens sieben verschiedenen Mitgliedsstaaten -
 nicht zu einer Änderung der Gesetze verpflichtet. Sie muss dann lediglich eine öffentliche 
Stellungnahme zu dem Volksbegehren machen. Damit ist die Initiative für die EU-
Kommission offiziell beendet. 


